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Schweden kann

Der Leiter des Verbandes schwedischer Holzhzuser-
exporteure, Direktor B. Lindeberg, erklarte kiirzlich,
daf sich die Regierungen verschiedener Staaten mit
dem Verbande in Verbindung gesetzt haben, um die
Moglichkeit der Lieferungen aufbaufertiger Holzhduser
aus Schweden fiir die nach dem Kriege erforderlichen
Neubauten zu erdrtern. In mehreren Fillen haben be-
reits eingehende Unterhandlungen stattgefunden.

Der Verband, dem etwa dreiBig der bedeutendsten
schwedischen Holzh&userfabriken angehéren, kann sehr
bald ohne jede Schwierigkeit die jahrliche Ausfuhr von

jahrlich iiber 50000 Holzhduser exportieren

rund 50 ooo Holzhdusern beginnen. Diese Menge kann,
wie Direktor Lindeberg mitteilt, erforderlichenfalls
wesentlich erhéht werden.

In Schweden bestehen bereits Sonderausschiisse fiir
die Regelung der schwedischen Beitrige zum Wieder-
aufbau in verschiedenen Lindern, und bisher sind 400
Millionen Kronen fiir diese Zwecke veranschlagt wor-
den. Die Ausfuhr aufbaufertiger Holzhduser wird vor-
aussichtlich eines der Mittel sein, mit denen Schweden
die dringend benétigte Hilfe leisten kann.

Forderung des Wohnungsbaues in der Stadt St. Gallen

In der Gemeindeabstimmung vom 15. April 1945 wurde
fir die Fortsetzung der Wohnbauaktion ein weiterer Kredit
von 1,2 Millionen Franken bewilligt. Fiir eine- erste Sub-
ventionsaktion haben die Stimmberechtigten im Dezember
1943 einen Kredit von 600 0oo Franken bewilligt, der vom
Gemeinderat um 70 000 Franken aus einem nur zum kleinen
Teil beanspruchten Kredit fiir Wohnungseinbauten in be-
bestehenden Hausern ergidnzt wurde. Mit den damit zur
Verfiigung gestandenen 670 ooo Franken sind bisher 134
neue Wohnungen, wovon %7 in Siedlungsbauten und 57
Mietwohnungen, subventioniert worden; der grofte Teil
dieser neuen Wohnungen ist aber erst in Erstellung begrif-
fen. Im vergangenen Jahre konnten 120 neue Wohnungen
bezogen werden, in welcher Zahl neben den aus der bisheri-
gen Wohnbauaktion entstandenen neuen und umgebauten
Wohnungen auch Wohnungen, die ohne Subvention erstellt
wurden, inbegriffen sind.

Es - hat sich gezeigt, daB die bisher subventionierten
Wohnbauten trotz den verhiltnismifBig hohen Gemeindesub-
ventionen dem Bediirfnis nach Erstellung von billigen Woh-
nungen fiir Arbeiter und Angestellte zu wenig Rechnung
tragen konnten. Dies erkldrt sich vor allem aus den wieder-
holt erdrterten Schwierigkeiten, die in St. Gallen jahrzehnte-
lang auf ein Minimum beschrinkte Wohnbautétigkeit vorerst
iiberhaupt in Gang zu bringen. Die Mietzinse der bisher sub-
ventionierten privaten Wohnungen fiir Zweizimmerwohnun-
gen betragen 1150 bis 1320 Franken; fiir Dreizimmerwoh-
nungen 1350 bis 1540 Franken; fiir Vier- und Fiinfzimmer-
wohnungen 1550 bis 1860 Franken. '‘Die Nettokosten der
Einfamilienhduser und genossenschaftlichen Siedlungsbauten
bewegen sich bei einer Zimmerzahl von vier bis fiinf zwischen
23000 und 31000 Franken, wobei die Bodenerwerbs- und
BestraBungsanteilkosten ‘mitgerechnet, die Subventionen aber
abgezogen sind. Bei einem Ansatz von 6 Prozent fiir Ver-
zinsung, Amortisation und Unterhalt ist dabei mit einer jihr-
lichen Aufwendung von 1380 bis 1800 Franken pro Woh-
nung zu rechnen.

Die Wohnungsnot hat sich seit der ersten Aktion noch
weiter verschiarft. Am Ende des ersten Quartals 1945 gab es
in St. Gallen nur neun sofort beziehbare Wohnungen, das
sind 0,05 Prozent des Gesamtbestandes. Angesichts dieser
auBerordentlichen Wohnungsknappheit, die keineswegs nur
voriibergehenden Charakter hat, ist die Schaffung zweck-
miliger Wohnungen eine dringende Notwendigkeit. Auch
unter Beriicksichtigung des Umstandes, da} im laufenden
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Jahr noch rund 100 neue Wohnungen bezugsbereit werden,
besteht das unbestreitbare und dringliche Bediirfnis nach
einer Fortsetzung der Wohnbautitigkeit. Die neuentstandenen
und noch in Erstellung begriffenen Wohnungen werden allein
durch die Zunahme der Haushaltungen ziffermiBig vollig
absorbiert.

Die Wohnbauaktion 1945 soll in ganz besonderem Mafe
sozialen Charakter erhalten, wobei vor allem dem grofen
Bediirfnis nach Schaffung neuer billiger Wohnungen entspro-
chen werden soll. Dieses Erfordernis kann bei der heutigen
Sachlage, wo vom Bund héchstens 10 Prozent Subventionen
zu erwarten sind, am besten durch die Férderung einfacher,
aber zweckmiBiger Mietwohnungen auf gemeinniitziger
Grundlage erfiillt werden. Es hat sich gezeigt, daf3 Kolo-
niebauten mit freistehenden Einfamilienhdusern ohne wesent-
lich erhéhte Gesamtsubventionen nicht so billig erstellt wer-
den kénnen, daf sie fiir die untern Einkommensstufen in Be-
tracht fallen. Ein groferer Teil der Haushaltungen lebt von
einem Einkommen, das unter fiinf- bis sechstausend Franken
sich bewegt. Da normalerweise der Wohnungsaufwand nicht
mehr als ein Fiinftel des Einkommens betragen sollte, wird es
vom Stadtrat und Gemeinderat als angezeigt erachtet, vor
allem die Beschaffung von Wohnungen zu Mietzinsen zu er-
méglichen, die sich zwischen 65 und 100 Franken im Monat
bewegen. Bei den heutigen Baupreisen, die durchschnittlich
rund 60 Prozent iiber den Vorkriegspreisen stehen, ist dies
nur durch Gewidhrung von entsprechenden Subventionen
moglich, die so angesetzt werden miissen, dal} bei einem An-
satz von 6 Prozent fiir Verzinsung, Amortisation und Unter-
halt usw. die noch tragbaren Mietzinse erreicht werden. Diese
Erkenntnis muB3 auch bei Anerkennung der ethischen und
sozialen Vorteile des Einfamilienhauses im Hinblick auf den
heutigen Stand des Wohnungsmarktes in den Vordergrund
gestellt werden.

Auch der private, nicht gemeinniitzige Wohnungsbau soll
angemessen gefordert werden, weil fiir etwas teurere Woh-
nungen ebenfalls noch ein Bediirfnis vorhanden ist und weil
dabei mit geringen Subventionsansitzen verhiltnismaBig mehr
Wohnungen gebaut werden kénnen. In Beriicksichtigung die-
ser Umstdnde soll bei der neuen Aktion fiir Projekte aus-_
gesprochen sozialer und gemeinniitziger Art der bisherige
maximale Subventionsansatz der Gemeinde von 18 Prozent
in besonderen Féllen bis auf 22 Prozent erhoht werden,
wenn damit entsprechend niedrige Mietzinse erwirkt werden
konnen. Bei den privaten Bauvorhaben wird man sich auf
5 Prozent Gemeindesubventionen beschrinken kénnen, in der



Meinung, daB eine Erhshung bis auf 10 Prozent zulissig
sein soll, soweit damit Mietzinse erreicht werden koénnen,
die noch fiir weitere Kreise als tragbar bezeichnet werden
diirfen.

Von gemeinniitzigen Baugenossenschaften und von Pri-
vaten liegen heute schon Bauvorhaben fiir insgesamt 260
Wohnungen vor, die allein einen Subventionsbedarf von
rund einer Million Franken erfordern. P. K.

HEIZEN UND KOCHEN IM KOMMENDEN WINTER

Die Stadtbevdlkerung braucht Brennmaterialzuschiisse

Der Winter steht vor der Tiire. Er birgt vor allem
fiir die stadtische Bevolkerung tritbe Aussichten. Wenn
nicht ein krasser Unterschied in den Heizmdglichkeiten
in der Stadt und auf dem Land entstehen soll, so miis-
sen der stadtischen Bevolkerung dringlich Brennmate-
rialzuschiisse gewdhrt werden.

Die Brennmaterialzuteilungen sind fiir den néchsten
Winter so gering wie noch nie in den vergangenen har-
ten Kriegsjahren. Sie machen blo8 ein Fiinftel des vor
dem Krieg verbrauchten Brennmateriales aus. Und
dieses Brennmaterial besteht zum Teil aus minder-
wertigem teurem Torf und nicht viel besseren Schwei-
zer Kohlen. Besonders schlimm sind die Bewohner von
zentral geheizten Liegenschaften dran, weil hier im
Verhiltnis zum fritheren Verbrauch noch weniger als
ein Fiinftel zugeteilt wird. Wahrend aber der Bauer
geniigend eigenes Holz zum Heizen hat und sich keine
Einschrankungen auferlegen muf}, wéhrend die tibri-
gen Landbewohner im Walde Leseholz sammeln kon-
nen, besteht fiir die Stadtbewohner keine oder nur be-
schrankte Moglichkeit, ihr zugeteiltes Brennmaterial
auf diese Weise zu ergénzen. Es ist nicht iibertrieben,
wenn man sagt, dal bei diesen Verhiltnissen und dem
geltenden Zuteilungssystem im kommenden Winter
viele Stadtbewohner in ihren Wohnstuben bei 10 Grad
Wirme frieren werden, wéhrend gleichzeitig die Mit-
eidgenossen auf dem Lande ihre Stuben auf 20 Grad

Bergwiilder liefern Kochgas

Eine groBziigige Holzaktion der schweizerischen Gaswerke

Obwohl sich in dem furchtbaren Chaos, das gegenwirtig
rings um uns herrscht, eine gewisse Kldrung abzuzeichnen be-
ginnt und die Voraussicht besteht, daB} die vorhandenen Hin-
dernisse fiir die Versorgung unseres Landes mit Steinkohle
allmahlich beseitigt werden konnen, ist der Verband schwei-
zerischer Gaswerke darauf bedacht, durch Beschaffung und
Entgasung von Holz, Torf und andern Ersatzstoffen die mog-
lichst weitgehende Versorgung der etwa 600 ooo Gaskiichen
in der Schweiz mit Kochgas sicherzustellen.

Was schon immer angeregt wurde, die Ausbeutung hoch-
gelegener und schwer zuginglicher Bergwilder, das haben
die Gaswerke in grofziigiger Weise an die Hand genommen.
Hierbei handelt es sich um Holz aus Schldgen in so ungiinsti-
gen Lagen, da} es aus technischen und wirtschaftlichen Griin-

und mehr heizen kénnen. Darum sollte durch Brenn-
materialzuschiisse an die stadtische Bevdlkerung ein
gerechter Ausgleich geschaffen werden.

Es wire nicht recht, wenn der Stadter, der ja bereits
die Teuerung viel stdrker als der Landbewohner zu
spiiren bekommt, nun auch noch unter der Brennstoff-
not besonders stark zu leiden hitte. Die Steinhduser in
den Stddten brauchen zur Erwidrmung sowieso mehr
Brennmaterial als die Holzhduser auf der Landschaft.
Darauf nimmt leider die Brennstoffrationierung keine
Riicksicht. Sie ist weniger gut abgewogen als zum Bei-
spiel die Lebensmittelrationierung, die durch Zusatz-
karten den verschiedenen Bediirfnissen Rechnung tragt.

Es ist moglich, dafl zurzeit der Stadtbevolkerung
keine Kohlen mehr zugeteilt werden konnen, weil die
Vorrite dazu nicht ausreichen. Das ist moglich, und die
verantwortlichen Behorden geben der Offentlichkeit
Erklarungen in diesem Sinne ab, aber es ist ebensogut
moglich, daf sich die Verhiltnisse im Laufe der néch-
sten Zeit durch Zufuhren bessern werden. So wird be-
reits die Ankunft von amerikanischem Heiz6l gemeldet,
was gewisse Kohlenmengen freimachen sollte. Wenn
solche und andere Brennmaterialsendungen eintreffen,
so muf} der stddtischen Bevolkerung unbedingt gehol-
fen werden, geholfen durch zusitzliche Kohlenzutei-
lungen'!

E. H.

den nicht der normalen Brennholzversorgung des Landes zu-
gefithrt werden kénnte. Der Verband schweizerischer Gas-
werke bezog erstmals im Jahre 1943 solches Bergholz zur Ent-
gasung. Damals waren es 4600 Tonnen, im Jahre 1944 aber
bereits 33 700 Tonnen und im Jahre 1945 soll die Aktion
auf 80 0ooo Tonnen gesteigert werden. Das sind 8ooo Eisen-
bahnwagen zu 10 Tonnen oder 200 lange Giiterziige, die das
Holz den Gaswerken zufiihren. Bezugsgebiete sind gegenwir-
tig der Kanton Graubiinden, die Innerschweiz, das Emmen-
tal und Berner Oberland, der Berner Jura, das Wallis und
das Tessin.

Die Erfahrung hat dazu gefiihrt, die Aufriistung von Berg-
holz einigen leistungsfihigen, vor gewissen Risiken nicht zu-
riickschreckenden Unternehmern zu iiberlassen, wobei zu be-

197



	Förderung des Wohnungsbaues in der Stadt St. Gallen

